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Nr. 1 
 
Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands Rain (Grundschule) 
– Verbandssatzung – vom 15.02.2021 
 
 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des  
Schulverbands Rain (Grundschule) – Verbandssatzung – 

 
vom 15.02.2021 

 
Der Schulverband Rain (Grundschule) erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen Schulfinanzierungsge-
setzes (BaySchFG) — BayRS 2230-7-1-K — i.V.m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 
2 und 5, Art. 29 Satz 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2,  Art. 47 Abs.6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) — BayRS 2020-6-1-I — sowie Art. 20a und Art. 32 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) — BayRS 2020-1-1-I — folgende mit Schreiben des Landrats-
amtes Donau-Ries vom 21.01.2021 genehmigte 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 
(Verbandssatzung): 

 
§ 1 Name und Sitz des Schulverbands 

 
(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: Schulverband Rain (Grundschule). 
 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Rain. 
 

§ 2 Kassengeschäfte 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden aufgrund der Zweckvereinbarung vom 9. Dezember 1986 von 
der Verwaltungsgemeinschaft Rain geführt. 
 

§ 3 Entschädigung für besondere ehrenamtliche Tätigkeit 
 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversamm-
lung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 1 Satz 1 KommZG. 
Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen 
der Schulverbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere 
Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 2 Absatz 3 und 4) 
übertragen werden. 
 
(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes angehören, 
das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden (Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BaySchFG), 
haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 30 Abs. 2 Satz 2 KommZG, 
soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzender, Ausschussvorsitzender oder deren Stellvertreter sind. 
 
(3) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 97,08 Euro (seit 01. Januar 2020). Bei Verhinderung von mehr als sechs Wochen erhält diese Aufwandsent-
schädigung der stellvertretende Vorsitzende. Für Vertretungen bis zu sechs Wochen erhält der Stellvertreter 
eine im Einzelfall festzusetzende Entschädigung, maximal jedoch die Entschädigung gemäß Satz 1. Die Entschä-
digung verändert sich ab 01. Januar 2021 mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz wie das Grundgehalt eines unter 
den Geltungsbereich des Bayer. Besoldungsgesetzes fallenden Beamten der Besoldungsgruppe A 9, Endstufe; 
für Sockelbeträge ist ein Vom-Hundert-Satz zu ermitteln. 
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(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für die 
notwendige Teilnahme an Sitzungen der Schulverbandsversammlung oder eines Ausschusses für jede Sitzung in 
Höhe von 30 Euro zzgl. Fahrkostenerstattung nach dem Bayer. Reisekostengesetz. 
 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner 
für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bayern geltenden 

Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der Schulverbandsversammlung, die 
an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Schulverbands 
genannten Ort stattfinden; 

wenn sie Angestellte oder Arbeiter sind, Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall; 
wenn sie selbstständig Tätige sind, für den entstandenen Verdienstausfall einen Pauschalsatz - für jede Stunde 

Sitzungsdauer, soweit die Sitzungen nicht in der Zeit nach 19.00 Uhr oder an Samstagen, Sonntagen oder 
gesetzlichen Feiertagen stattfinden, in Höhe von 15 Euro; 

wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a), b) und c) haben, wenn ihnen jedoch im beruflichen oder 
häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder 
die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, ein Pauschalsatz unter den in Buchstabe 
c) genannten Voraussetzungen in der Höhe von 10 Euro; ob die vorstehend genannten Voraussetzungen 
vorliegen, entscheidet die Schulverbandsversammlung unter Ausschluss des Betroffenen. 

 
(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt. 
 
(7) Etwaige Ablieferungspflichten nach Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 2 Satz 3 KommZG und Art. 
20a Abs. 4 GO sind erfüllt, wenn die Ablieferung gegenüber der Gemeinde erfolgt, in der das Mitglied der 
Schulverbandsversammlung ein kommunalpolitisches Ehrenamt ausübt. 

 
§ 4 Finanzbedarf 

 
Der Finanzbedarf des Schulverbands wird gemäß Art. 9 Abs. 5 Sätze 1 bis 2 BaySchFG aufgebracht. 
 

§ 5 Rechnungsprüfung 
 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus vier Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung aus 
ihrer Mitte bestellt. 
 

§ 6 Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, so fin-
det eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheidenden Verbandsmit-
glied statt. 
 

§ 7 In-Kraft-Treten 
 
Die Satzung tritt rückwirkend am 01. Mai 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen 
der Verfassung des Schulverbands Rain (Grundschule) – Verbandssatzung – vom 09.10.2014 außer Kraft. 
 
Rain, 15.02.2021 
 
Karl Rehm 
Schulverbandsvorsitzender 
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Nr. 2 
 
Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Mittelschule Rain 
(Verbandssatzung) vom 15.02.2021 
 
 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des  
Schulverbandes Mittelschule Rain (Verbandssatzung) 

 
vom 15.02.2021 

 
Der Schulverband Mittelschule Rain erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen Schulfinanzierungsgeset-
zes (BaySchFG) — BayRS 2230-7-1-K — i.V.m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2 
und 5, Art. 29 Satz 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2,  Art. 47 Abs.6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) — BayRS 2020-6-1-I — sowie Art. 20a und Art. 32 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) — BayRS 2020-1-1-I — folgende mit Schreiben des Landrats-
amtes Donau-Ries vom 21.01.2021 genehmigte 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 
(Verbandssatzung): 

 
§ 1 Name und Sitz des Schulverbands 

 
(1) Der Schulverband führt den Namen: Schulverband Mittelschule Rain. 
 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Rain. 
 

§ 2 Kassengeschäfte 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden aufgrund der Zweckvereinbarung vom 9. Dezember 1986 von 
der Verwaltungsgemeinschaft Rain geführt. 
 

§ 3 Entschädigung für besondere ehrenamtliche Tätigkeit 
 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversamm-
lung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 1 Satz 1 KommZG. 
Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen 
der Schulverbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere 
Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 2 Absatz 3 und 4) 
übertragen werden. 
 
(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes angehören, 
das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden (Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BaySchFG), 
haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i.V.m. Art. 30 Abs. 2 Satz 2 KommZG, 
soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzender, Ausschussvorsitzender oder deren Stellvertreter sind. 
 
(3) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 97,08 Euro ab 01.Mai 2020. Bei Verhinderung von mehr als sechs Wochen erhält diese Aufwandsentschä-
digung der stellvertretende Vorsitzende. Für Vertretungen bis zu sechs Wochen erhält der Stellvertreter eine 
im Einzelfall festzusetzende Entschädigung, maximal jedoch die Entschädigung gemäß Satz 1. Die Entschädi-
gung verändert sich ab 01. Januar 2021 mit dem gleichen Vom-Hundert-Satz wie das Grundgehalt eines unter 
den Geltungsbereich des Bayer. Besoldungsgesetzes fallenden Beamten der Besoldungsgruppe A 9, Endstufe; 
für Sockelbeträge ist ein Vom-Hundert-Satz zu ermitteln. 
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(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für die 
notwendige Teilnahme an Sitzungen der Schulverbandsversammlung oder eines Ausschusses für jede Sitzung in 
Höhe von 30 Euro zzgl. Fahrkostenerstattung nach dem Bayer. Reisekostengesetz. 
 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner 
für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bayern geltenden 

Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der Schulverbandsversammlung, die 
an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Schulverbands 
genannten Ort stattfinden; 

wenn sie Angestellte oder Arbeiter sind, Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall; 
wenn sie selbstständig Tätige sind, für den entstandenen Verdienstausfall einen Pauschalsatz - für jede Stunde 

Sitzungsdauer, soweit die Sitzungen nicht in der Zeit nach 19.00 Uhr oder an Samstagen, Sonntagen oder 
gesetzlichen Feiertagen stattfinden, in Höhe von 15 Euro; 

wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a), b) und c) haben, wenn ihnen jedoch im beruflichen oder 
häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder 
die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, ein Pauschalsatz unter den in Buchstabe 
c) genannten Voraussetzungen in der Höhe von 10 Euro; ob die vorstehend genannten Voraussetzungen 
vorliegen, entscheidet die Schulverbandsversammlung unter Ausschluss des Betroffenen. 

 
(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt. 
 
(7) Etwaige Ablieferungspflichten nach Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art.30 Abs. 2 Satz 3 KommZG und Art. 
20a Abs. 4 GO sind erfüllt, wenn die Ablieferung gegenüber der Gemeinde erfolgt, in der das Mitglied der 
Schulverbandsversammlung ein kommunalpolitisches Ehrenamt ausübt. 

 
§ 4 Finanzbedarf 

 
Der Finanzbedarf des Schulverbands wird gemäß Art. 9 Abs. 5 Sätze 1 bis 2 BaySchFG aufgebracht. 
 

§ 5 Rechnungsprüfung 
 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung aus 
ihrer Mitte bestellt. 
 

§ 6 Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, so fin-
det eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheidenden Verbandsmit-
glied statt. 
 

§ 7 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend am 01. Mai 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen 
der Verfassung des Schulverbands Mittelschule Rain – Verbandssatzung – vom 05.11.2014 außer Kraft. 
 
Rain, 15.02.2021 
 
Karl Rehm 
Schulverbandsvorsitzender 
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Nr. 3 
 
Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands Marktoffingen – 
Verbandssatzung – vom 23.07.2022 
 
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbands Marktoffingen (nachfolgend stets Schul-
verbandsversammlung genannt) erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 
(BaySchFG) - BayRS 22 30-7-1-K - i.V.m. Art. 18, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3 und 5, 
Art. 29 Satz 2, Art . 30 Abs. 2, Art . 43 Abs. 1 und 2, Art . 47 Abs. 5 und 6 und Art . 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) - BayRS 2020-6- 1-I - sowie Art. 20a und Art . 32 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) - BayRS 2020-1-1-I -  folgende mit Schreiben des Landratsam-
tes Donau-Ries vom 05.02.2021, Az.200-027-205/1.3 rechtsaufsichtlich genehmigte  
 
 
 

Satzung 
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 

(Verbandssatzung): 
 
 

§ 1 Name und Sitz des Schulverbands 
 

(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: Schulverband Marktoffingen 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in 86748 Marktoffingen. 

 
 
 

§ 2 Kassengeschäfte 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden aufgrund der Zweckvereinbarung vom 23. Juni 1987 von der 
Verwaltungsgemeinschaft Wallerstein geführt. 
 
 

§ 3 Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 
 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsver-
sammlung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 1 
Satz 1 KommZG. Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Bera-
tungen und Entscheidungen der Schulverbandsversammlung. Außerdem können einzelnen Mitglie-
dern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäfts-
ordnung (§ 2 Absat z 3 und 4) übertragen werden. 

 
(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes ange-

hören, das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden (Art. 9 Abs. 3 
Satz 1 BaySchFG), haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslage n, Art . 9 Abs. 9 BaySchFG i. V.m. Art. 
30 Abs. 2 Satz 2 KommZG, soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzender, Ausschussvorsitzender oder de-
ren Stellvertreter sind. 
 

(3) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 30,00 €. 
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für 
die notwendige Teilnahme an Sitzungen der Schulverbandsversammlung für jede Sitzung in Höhe von 
20,00 €. Gleiches gilt auch für die Mitglieder des Rechnungs-prüfungsausschusses. 
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(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner 
 

a) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bay-
ern geltenden Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der 
Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 13 
Abs. 2 der Geschäftsordnung des Schulverbands genannten Ort stattfinden; 

b) wenn sie Angestellte oder Arbeiter sind, Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienst-
ausfall; 
 

(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt. 
 
 

§ 4 Rechnungsprüfung 
 
Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 3 Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung aus ihrer 
Mitte bestellt. 
 
 
 

§ 5 Ausscheiden von Mitgliedern 
 
Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, so fin-
det eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheidenden Verbandsmit-
glied statt, Art. 9 Abs. 9 Satz 2 SchFG i.  V. m. Art. 47 Abs. 6 Komm ZG. 
 

§ 6 In-Kraft-Treten 
 

(1) Die Satzung tritt am 01.05.2020 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands Marktoffingen 
(Verbandssatzung) vom 28.11.2014 außer Kraft. 

 
 
Marktoffingen, den 23.07.2020 
 
Helmut Bauer 
Schulverbandsvorsitzender    
 
 
 
Nr. 4 
 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayer. Wassergesetzes (BayWG); 
Bekanntgabe von bezeichneten Gebieten und von Anforderungen an die Abwasserbeseitigung bei der Errich-
tung und beim Betrieb von Kleinkläranlagen (Art. 70 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayWG) Änderung der Bekanntma-
chung des Landratsamtes Donau-Ries 

Mit der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Donau-Ries Nr. 11 vom 14.07.2006, zuletzt geändert 
durch Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 07 vom 04.02.2021, hat das Landratsamt Donau-Ries die bezeichne-
ten Gebiete und die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung der darin gelegenen Kleinkläranlagen im Sinne 
des Art. 70 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayWG bekannt gemacht.  
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Die darin enthaltene Liste der bezeichneten Gebiete (Nr. 5 der Bekanntmachung) wird auf Antrag der Gemein-
de Holzheim für eine Kleinkläranlage um das Anwesen Fl.-Nr. 467 der Gemarkung Pessenburgheim erweitert. 
Die Liste wird daher für das Gebiet der Gemeinde Holzheim um folgenden Absatz ergänzt: 

Gemeinde Gemeindeteil Fl.-Nr./Gemarkung Gebietsklasse 

Gemeinde Holzheim Pessenburgheim 

Fl.-Nr. 467 

Gemarkung Pessenburgheim 

II III III/K 

 X  

 

Sämtliche in der Bekanntmachung vom 14.07.2006 enthaltenen Ausführungen gelten entsprechend für das 
obenstehende Vorhaben.  

Donauwörth, den 03.03.2021 

Landratsamt Donau-Ries 

Hegen         
Regierungsdirektor       
 
 
 
Nr. 5 
 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayer. Wassergesetzes (BayWG) sowie des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 
Umgestaltung des Rinnergrabens auf dem Grundstück Fl.-Nr. 361 der Gemarkung Kleinerdlingen durch die 
Große Kreisstadt Nördlingen 
hier: Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung einer UVP-Pflicht nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g: 

 
 
Beschreibung des Vorhabens: 

 

Die Große Kreisstadt Nördlingen beabsichtigt, den Rinnergraben (Gewässer III. Ordnung) ökologisch umzuge-

stalten. Dabei wird das Ufer des Rinnergrabens abgeflacht. Hierzu werden ca. 300 m³ Oberboden abgetragen, 

welcher entweder landwirtschaftlich weiterverwendet werden kann oder, sofern eine landwirtschaftliche Ver-

wertung nicht möglich ist, vor Ort durch Auffüllungen wiederverwertet wird. Die Fläche wird mit einer geeigne-

ten Saatgutmischung wiederbegrünt. Durch die Uferabflachung wird der neue Grabenverlauf naturnah gestal-

tet und durch die Ermöglichung einer Eigenentwicklung die Vielfalt des Gewässers verbessert. Auch wird durch 

die Umgestaltung, soweit keine Auffüllung mit dem Oberbodenabtrag erfolgt, Retentionsraum geschaffen, 

welcher den Hochwasserrückhalt auf dieser Fläche vergrößert.  

 

Im Einzelnen sind folgende Maßnahmen zur Erreichung der angestrebten ökologischen Umgestaltung des Rin-

nergrabens geplant: 

 

• Schaffung von Uferabflachungen (Verhältnis 1:3 bis 1:5) rechts und Zulassen aufkommender Gehölz-

sukzession (mind. 5 m breiter Streifen) zur Entwicklung einer vielfältig strukturierten Uferzone 

• Kurzfristiges Fortsetzen der Grünlandnutzung, Seitenstreifen rechts extensivieren (Breite: 3 m), weite-
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re Eigenentwicklung zulassen 

• Mittelfristige Extensivierung der Grünlandnutzung (Verzicht auf Pestizideinsatz, Reduzierung oder völ-

liger Verzicht auf mineralische Düngung und Gülle-Düngung, 1 bis 2 Mahden, keine Dränmaßnahmen) 

 

Die geplanten Maßnahmen beinhalten die wesentliche Umgestaltung eines Gewässers und sind damit als Ge-

wässerausbau im Sinne des § 67 Abs. 2 WHG einzustufen. 

 

Beim Landratsamt Donau-Ries hat die Große Kreisstadt Nördlingen die Einleitung des dafür erforderlichen was-

serrechtlichen Verfahrens beantragt. 

 

 

Vorprüfung zur Feststellung einer UVP-Pflicht: 

 

Im Rahmen des hierzu vom Landratsamt Donau-Ries als zuständiger Behörde durchzuführenden wasserrechtli-

chen Plangenehmigungsverfahrens (§ 68 Abs. 2 WHG) war auch eine standortbezogene Vorprüfung des Einzel-

falls zur Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben 

durchzuführen (Anlage 1, Ziffer 13.18.2 UVPG). Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prü-

fung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe wird geprüft, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche 

Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ist dies der 

Fall, wird in einer zweiten Stufe geprüft, ob unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien 

das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit 

oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären (§ 7 

Abs. 2 UVPG). 

 

Die vorgelegten Unterlagen sind vollständig und zur Durchführung des Verfahrens ausreichend.  

 

Die standortbezogene Vorprüfung des Landratsamtes Donau-Ries ist unter Einbeziehung der von den beteilig-

ten Fachbehörden abgegebenen Stellungnahmen erfolgt. Die überschlägig vorgenommene Prüfung nach § 7 

Abs. 2 UVPG hat ergeben, dass das Vorhaben unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG gesetzlich vorgege-

benen Schutz- und Prüfungskriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann. Insbe-

sondere liegen bereits keine besonderen örtlichen Gegebenheiten i. S. d. Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG vor. Damit ist 

eine eigenständige Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich. 

 

Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist die Feststellung, dass im vorliegenden Fall eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

unterbleibt, nicht selbstständig anfechtbar. 

 

Nähere Informationen können beim Landratsamt Donau-Ries, Donauwörth, Pflegstraße 2, Haus C, 2. Stock, 

Zimmer Nr. 2.97, Telefon: 0906/74-644 eingeholt werden. 

 

Im Falle einer persönlichen Vorsprache ist eine vorherige Terminvereinbarung erforderlich. Bitte beachten Sie 

auch, dass derzeit aufgrund der Corona-Virus-Epidemie im Landratsamt bis auf Weiteres die Pflicht zum Tragen 

einer Mund-Nasen-Bedeckung gilt.  

 
Donauwörth, den 04.03.2021 
 
Hegen  
Regierungsdirektor 
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Nr. 6 

Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz vor der Geflügelpest; 
Biosicherheitsmaßnahmen für alle privaten und gewerblichen Geflügelhalter in einem festgelegten Gebiet zu 
präventiven Zwecken 
 
 
Das Landratsamt Donau-Ries erlässt auf Grund von § 13 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) i. V. m. 
§ 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2018 (BGBl. I S. 1938), des § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Geset-
zes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist folgende 
 
 

Änderung der Allgemeinverfügung vom 05.02.2021 zum Schutz vor der Geflügelpest: 
 
 
Die in der beigefügten Karte rot und orange gekennzeichneten Flächen  im Gebiet des Landkreises Donau-Ries 
wurden vom Bayerischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) zum Risikogebiet erklärt. 
Das Risikogebiet erstreckt sich  um alle Fließgewässer und alle stehenden Gewässer im Landkreis Donau-Ries im 
Abstand von jeweils         500 m vom Gewässerrand. Die Karte ist Bestandteil dieser Allgemeinverfügung.  
Für das Risikogebiet wird folgendes angeordnet: 
 
1. Für alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Geflügel im Risikogebiet des Landkreises Donau-Ries hal-

ten, wird eine Aufstallung des Geflügels angeordnet 
 

1.1. in geschlossenen Ställen oder 
 

1.2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten 
Abdeckung und einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen 
muss.  

 
2. Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließlich 100 Stück Geflügel im Risikogebiet des Landkrei-

ses Donau-Ries haben im Bestandsregister ergänzende Aufzeichnungen über die Anzahl der pro Werktag 
verendeten Tiere zu machen.  
Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließlich 1000 Tieren im Risikogebiet des Landkreises Do-
nau-Ries haben ergänzende Aufzeichnungen über die Gesamtzahl der gelegten Eier pro Bestand und Werk-
tag zu führen. 
 

3. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gehalte-
ne Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt werden, sind im Risikoge-
biet des Landkreises Donau-Ries verboten. 
 

Für den gesamten Landkreis Donau-Ries wird folgendes angeordnet: 
 
4. Halter von Geflügel im Landkreis Donau-Ries bis einschließlich 1.000 Stück Geflügel haben sicherzustellen, 

dass 
 

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels gegen unbefugten Zu-
tritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind,  
 

b. die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit betriebs-
eigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden und dass diese Personen die 
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Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder sonstigen Standorts des Geflügels 
unverzüglich ablegen, 

 
b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Einwegschutzkleidung nach 

Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 
 
c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten Gerätschaften und der Ver-

ladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen Ställe 
einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände gereinigt und desinfiziert wer-
den, 

 
d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Viehverkehrsverordnung 

unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem befestigten Platz gereinigt und desinfi-
ziert werden, 

 
e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt und 
 

aa) in mehreren Ställen oder 
 
bb) von mehreren Betrieben gemeinsam 

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder, in den Fällen des Buchstaben b, 
im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden, 
 

f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber Aufzeichnungen ge-
macht werden, 

 
g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten Geflügels 

nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desinfiziert wird oder wer-
den, 

 
h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zum Wechseln und 

Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. 
 
 
 
5. Für Wildvögel gilt ein allgemeines Fütterungsverbot im gesamten Landkreis Donau-Ries.  
 
6. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 5 getroffenen Regelungen wird angeordnet. 
 
7. Kosten werden nicht erhoben. 
 
8. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 
 

Begründung 
 

I. 
 

In Bayern wurden über die Landesfläche verteilt – bislang – 23 Fälle von Geflügelpest (HPAI) bei Wildvögeln 
sowie drei Fälle bei Hausgeflügel amtlich festgestellt. 
 
Die bisherigen Fundorte  HPAI-positiver Wildvögel liegen zu einem weitaus überwiegenden Teil in HPAI-
Risikogebieten. Das LGL kommt in seiner aktuellen Risikobewertung vom 03.03.2021 zu dem Ergebnis, dass 
insbesondere für Geflügelhaltungen in HPAI-Risikogebieten ein besonders hohes Risiko für den unmittelbaren 
oder mittelbaren Eintrag von HPAI über Wasservögel besteht. 
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Der Subtyp H5N8 wurde zuvor bereits in hunderten Proben von Wildvögeln in insgesamt zehn Bundesländern 
festgestellt. 
 
Zudem wurde zwischenzeitlich bundesweit in 25 Landkreisen bei Hausgeflügel der Subtyp H5H8 nachgewiesen. 

 
 

II. 
 

Das Landratsamt Donau-Ries ist zum Erlass dieser Allgemeinverfügung gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG sachlich und 
gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
 
Begründung zu Nr. 1  
Geflügel im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Geflügelpest-Verordnung sind Hühner, Truthühner, Perlhühner, Reb-
hühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die in Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten wer-
den. 
Die Anordnung der Aufstallung  nach Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung stützt sich auf § 13 Abs. 1 der Geflügel-
pest-Verordnung i. V. m. § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 11a TierGesG. Danach ordnet die zuständige Behörde 
auf Grundlage einer Risikobewertung nach Maßgabe von § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung zur Vermeidung 
der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel die Aufstallung des Geflügels an. 
Durch die amtliche Feststellung des Ausbruches der Geflügelpest bei Wildvögeln in einer Vielzahl von Bundes-
ländern sowie in mehreren Landkreisen in Bayern ist die Erforderlichkeit der Aufstallung von Geflügel zur Ver-
meidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel im Sinne des § 13 Abs. 1 der 
Geflügelpest-Verordnung gegeben. Dies wird in der aktuellen Einschätzung des Bayerischen Landesamtes für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) vom 03.03.2021 bestätigt. In der Risikobewertung nach § 13 Abs. 
2 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung sind die örtlichen Gegebenheiten einschließlich der Nähe zu einem Gebiet, 
in dem sich wildlebende Wat- und Wasservögel sammeln, rasten oder brüten zu berücksichtigen.  
In der Risikobewertung vom 03.03.2021 des LGL wird insbesondere für Geflügelhaltungen in HPAI-
Risikogebieten ein besonders hohes Risiko für den unmittelbaren oder mittelbaren Eintrag von HPAI über Was-
servögel bestätigt. Auf Grund der genannten Risikobewertung ist es erforderlich, Geflügel im Risikogebiet des 
Landkreises Donau-Ries aufzustallen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es im Risikogebiet erforderlich, Kontakte 
zu Wildvögeln in jeglicher Form zu minimieren und wenn möglich zu verhindern. Geflügel in Freilandhaltung 
hat im Vergleich zu ausschließlich im Stall gehaltenem Geflügel weitaus größere Möglichkeiten, mit diversen 
Umweltfaktoren in Kontakt zu geraten. Die Aufstallung von Geflügel im Risikogebiet des Landkreises Donau-
Ries ist geboten, um ein Übergreifen der Geflügelpest auf Nutzgeflügelbestände zu verhindern und damit die 
tierische Erzeugung (Eier und Geflügelfleisch) von hochwertigen Lebensmitteln nicht zu gefährden. Die Ent-
scheidung erfolgte nach Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens. Die Maßnahme ist geeignet, den Zweck, die 
Verhinderung einer Infektion von Hausgeflügel mit H5N8 HPAI, zu erreichen. Die Aufstallung ist erforderlich, da 
kein anderes Mittel zur Verfügung steht, welches zur Zweckerreichung gleichermaßen geeignet ist. Die Anord-
nung ist auch angemessen, da die wirtschaftlichen Nachteile, welche die betroffenen Tierhalter durch die Auf-
stallung erleiden, im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch einen einzigen Geflügel-
pestausbruch für die gesamte Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen kann, nachrangig sind. Insofern 
überwiegt das öffentliche Interesse an der Aufstallung die privaten Interessen der betroffenen Tierhalter. Die 
Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren 
oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, 
Schuhwerk oder Schutzkleidung. Unter der Vielzahl von in Betracht kommenden Faktoren sind auch Wildvögel 
als Eintragungsquelle zu berücksichtigen. Virushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln können jederzeit z. B. 
Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, die für 
das Geflügel pathogen sind, kontaminieren. Die in Nr. 1 der Allgemeinverfügung genannte Aufstallung ist ge-
eignet, das Risiko derartiger Übertragungswege zu minimieren. 
 
Begründung zu Nr. 2  
Wer Geflügel hält, hat nach § 2 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung ein Register zu führen. 
Die Anordnung der Erfassung der ergänzenden Angaben im Bestandsregister aller Geflügelhalter in Nr. 2 dieser 
Allgemeinverfügung in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 2 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 der Geflügelpest-Verordnung, 
die generell für Geflügelhaltungen erst ab 100 bzw. 1000 Stück gelten, erfolgen auf der Grundlage von § 38 
Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 5e) des TierGesG. Die Erfassung dieser ergänzenden Angaben ist auch bei kleinen 
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Beständen geeignet, ein mögliches Krankheitsgeschehen zeitnah zu erkennen, um die nach § 4 Abs. 1 der Ge-
flügelpest-Verordnung vom Tierhalter zu veranlassende diagnostische Abklärung zeitnah durchzuführen. 
 
Begründung zu Nr. 3 
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflü-
gel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 4 
Abs. 2 der ViehVerkV i. V. m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung. Gemäß § 38 Abs. 11 i. V. m. § 6 Abs. 1 Nr. 
4 TierGesG kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen 
über die Durchführung von Veranstaltungen,  anlässlich derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß 
Nr. 3 der Verfügung angeordnete Verbot von Gelfügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstal-
tungen ähnlicher Art mit Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel im Risikogebiet des Land-
kreises Donau-Ries ist erforderlich, da durch den bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von 
Tieren ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung 
von potentiell infizierten Tieren möglich ist. 
 
Begründung zu Nr. 4  
Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 4 der Verfügung erfolgt in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 
Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung, die generell erst für Geflügelhaltungen ab 1.000 Stück Geflügel gelten, auf 
Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung.  
Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder 
durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, 
Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es erforderlich, die Geflügelhaltungen im Landkreis zu schützen und 
den Eintrag oder die Verschleppung des Virus in bzw. aus Nutzgeflügelbestände zu vermeiden. Die Anordnung 
der unter Nr. 4 der Verfügung genannten Maßnahmen ist geeignet, das Risiko des Eintrags des Geflügelpestvi-
rus in Geflügelhaltungen bzw. dessen Verbreitung zu vermindern. 
 
Begründung zu Nr. 5 
Wildvögel sind freilebende Vögel der Ordnungen Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfeiferar-
tige, Lappentaucherartige oder Schreitvögel sowie zu wissenschaftlichen Zwecken gehaltene Vögel dieser Ord-
nungen (§ 1 Abs. 2 Nr.7 Geflügelpest-Verordnung). 
 
Das in Nr. 5 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allgemeine Fütterungsverbot von Wildvögeln erfolgt auf 
Grundlage von Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht 
auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG), da 
virushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln jederzeit z. B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei 
im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, die für das Geflügel pathogen sind, kontaminieren können. 
Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren 
oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, 
Schuhwerk oder Schutzkleidung. Um die Verbreitung des Virus durch direkten Kontakt zwischen Wildvögeln so 
weit wie möglich zu vermeiden ist es aus fachlichen Erwägungen erforderlich, Fütterungen von Wildvögeln zu 
unterbinden, denn die Fütterungsplätze stellen naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an denen viele 
Wildvögel zur gleichen Zeit zusammentreffen. 
 
Begründung zu Nr. 6 
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 
80 Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza 
H5N8 um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen wirt-
schaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor 
der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht 
abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seucheneinschleppung 
gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein 
entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines eventuellen Widerspruchs. 
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Begründung zu Nr. 7 
Die Kostenentscheidung in Nr. 7 dieses Bescheides beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des 
Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 
 
Begründung zu Nr. 8 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekannt-
machung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfü-
gung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese 
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Donau-Ries als be-
kannt gegeben gilt. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Ver-
waltungsgericht in Augsburg, Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg, Hausanschrift: Kornhaus-
gasse 4, 86152 Augsburg, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
­ Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 

22.06.2007 (GVBl 13/2007) wurde das Widerspruchsverfahren abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, 
gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

­ Die Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
­ Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich 

ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
 
 
 
Donauwörth, 08.03.2021 
 
 
gez. 
Langner 
Oberregierungsrätin 
 
 
 
 

Hinweise: 

1. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung hinsichtlich der allgemein 
geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird 
hingewiesen.  

2. Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erforderliche Zulassung von Geflügelhändlern anhand der 
Vorlage der entsprechenden Zulassungsbescheide vor der Bestellung von Geflügel durch den Tierhalter zu 
überprüfen. Alternativ ist die Liste der zugelassenen Handelsbetriebe im Internet abrufbar unter: 
http://tsis.fli.bund.de/GlobalTemp/201611160920057638.pdf  
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3. Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhüh-
nern, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der 
Tätigkeit unter Angabe des Namens, der Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussicht-
lich gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart mitzutei-
len.  
 

4. Ordnungswidrig i .  S .  d . des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und  § 32 Abs. 2 Nr. 4 des 
TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet werden.  
 

5. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 der 
Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersuchungseinrichtungen sind kostenfrei.  
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Geflügelpest Risikogebiete im Landkreis Donau-Ries um Fließgewässer und stehende Gewässer im Abstand 
von jeweils 500 m vom Gewässerrand 
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Landratsamt Donau-Ries 
Stefan Rößle 

Landrat 
 
 
 

 


